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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 100 Mai 1968 durch

Senatspräsident R i c h t e r

' —Vorsitzender—9

Bundesrichter ' Dr° K r e b s 9
Bundesrichter Dr„ Witte9

Bundeesozialriéhter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter G r a e f

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 6° Juni 1966

wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfehrens sind

nicht zu erstatten„
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Der Kläger erhält von der beklagten seit Februar

1959 die Knappschaftsrente (Gesamtleistund■ wegen
Erwerbsunfähigkeit° Außerdem bezieht er von der Berg-

bau-Berufsgenossenschaft (BBG) eine Verletztenrente
wegen Silikose aus der gesetzlichen Unfallversiche—

rung (UV), die bis zum 12„ Oktober 1960 als Teilrente

in Höhe von 60 vol—I° der Vollrente gewährt wurde° Durch

Bescheid der BBG vom 260 April 1961 wurde diese Un—
fallrehte mit Wirkung vom 150 Oktober 1960 — zu diesem

Zeitpunkt hatte der Kläger über den ihn behandelnden

Arzt die Rentenerhöhung wegen
Verschlimmerung des

Leidens beantragt — auf 70 VCH° der Vollrente erhöhte
Außerdem wurde sie für die Zeit vom 1° Januar 1961

an nach dem 2„ Gesetz zur vorläufigen Neuregelung

von Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallver—

sicherung (2° Vorschaltgesetz) vom 290 Dezember 1960
(BGBl I, 1085) auf einen höheren Jahresarbeitsver—

dienst umgestellto Die dergestalt erhöhte und ange—

paßte Unfallrente wurde vom 10 Juli 1961 an als lau—

fende Leistung ausgezahlt; unter Berücksichtigung von
Vorschußleistungen ergab sich noch eine Nachzahlung

von 52,99 BMG

Nachdem die Beklagte über die Erhöhung und Anpassung

der Unfallrente unterrichtet worden war() stellte sie

mit bescheid vom 210 Juni 1960 die Gesamtleistung

für die Zeit vom 10 November bis 510 Dezember 1960

neu fest (373‚20 DM38tätt bisher 399,50 Dm) mit einem

weiteren Bescheid vom gleichen Tage paßte sie die

Rente für die Zeit ab 1° Januar 1961 nach dem 5° ■enten—
anpassungsgesetz (RAG) vom 19„ Dezember 1960 (bGBl I9

1013) an, wobei sie die zwischenzeitlich eingetre—

tenen Veränderungen der Unfallrente berücksichtigte;

die monatliche Nettorente betrug hiernach 425,40 LM„

In einer den Bescheiden beigefügten Gesamtabrechnungk
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fiir die Zeit vom 1; November1960 bis zum31„ Au-
gust 1961 stellte sie die Summe der für diesen Zeit—

raum errechneten Leistungsansprüche der Summe der

geleisteten Zahlungen gegenüber; dabei ergab sich

für den Kläger noch ein Nachzahlungsbetrag von

154,60 DM„ Der Kläger erhob Widerspruch und machte

geltend9 ihm stehe die Knappechaftsrenté bis zum

300 Juni 1961 unverkürzt zu, weil ihm die erhöhte

Unfallrente erstmalig im Juni 1961 ausgezahlt wor-
den sei; er habe auch bei Empfang der ungekürzten

Leistung nicht wissen können, daß man seinem Antrag

auf Erhöhung der Unfallrente stattgeben werde° Der

Widerspruch wurde zurückgewiesen°
@

Das Sozialgericht (SG) hat - dem Antrag des Klägers
entsprechend — den Widersyruchsbescheid aufgehoben

und die Bescheide vom 21° Juni 1961 abgeändert‚ so—
weit mit diesen vom 10 November 1960 bis einschließ—

lich Juni 1961 rückwirkend die Erhöhung der Unfall—

rente auf die laufenden üentenbezüge aus der den—

tenversicherung angerechnet und gegen diese aufge—

rechnet werden ist und die Beklagte verurteilt9 dem

Kläger diesen Betrag zurückzuerstatten°

Auf die + vom SG zugelassene - Berufung der Beklag-

ten hat das Landessozialgericht (LSG) das Urteil
des SG abgeändert und die Klage abgewiesen„ Es hat

diese Entscheidung folgendermaßen begründet:

Die Beklagte habe die Rente zu Recht auch für die
Zeit bis zum 500 Juni 1961 neu berechnet, weil

zwischenzeitlich Teile dieser Rente zum duhen ge—
kommen seien° Das gelte zunächst für die Zeit ab

1° November 1960 mit ■ücksicht auf die Erhöhung

des Vomhundertsatzes der Unfallrente; es gelte

aber auch für die Zeit vom 1° Januar 1961 an, weil
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trotz der Anpassung des Jahresarheitsverdienstes nach

dem 2„ Vorschaltgesetz die in 5 75 Abso ? des Reichs—
knappschaftsgesetzes (EKG) vorgesehenen höéhstbeträge

überschritten würdeno @ 14 des 2, Vorschaltgesetzes

stehe der Berücksichtigung der nach diesem Gesetz

eintretenden Arhöhung der Unfallrenten nicht ent—

gegen9 da er nur für die dentenversicherungen der

Arbeiter und der Angestellten gelte° as sei auch un—

erheblich‚ daß die erhöhte Unfallrente erstmalig zum
1° Juli 1961 ausgezahlt wurde„ Zwar werde nach 9 75

' Abs° 4 EKG die knappschaftliche mente unverkürzt bis

zum Ablauf des Monats gewährt, in dem die Unfallrente

zum ersten Male ausgezahlt wird; das gelte jedoch

nicht für die ■rhöhung einer bereits laufenden Unfall—

renteo Die Beklagte sei auch berechtigt, die Über—

zahlung9 die sich aus der nachträglichen ßrhöhung der

Verletztenrente für die Monate November und Dezember

1960 ergeben habe‚ mit der Nachzahlung aus der An—

passung nach dem 3„ RAG zu verrechnen„ Ihr ■ückforde—

rungsanspruch sei nach 5 93 Abso 2 Satz 2 RRG be—

gründet° Die Beklagte habe die Überzahlung nicht ver—
schuldet und der Kläger habe bei Empfang der Leistungen

wissen müssen9 daß sie ihm nicht in der gewährten-

Höhe zustanden9 da er ja bei der BBG einen Verschlimme—

rungsantrag gestellt hatte° Es sei widersprüchlich

und daher mit dem Grundsatz von Treu und Glauben nicht

zu vereinbaren, wenn
ein Versicherter einerseits den

Anspruch auf eine höhere Unfallrente geltend gemacht

habe und sich andererseits darauf berufe, er habe

nicht wissen können, ob dem Erhöhungsantrag stattge—

geben werde° Schließlich werde auch die wirtschaft—

liche Stellung des Klägers durch die Rückforderung

nicht beinträchtigt, da ihm außer den unberührt ge—

bliebenen laufenden Kentenzahlungen trotz der Ver—

rechnung noch eine Nachzahlung von 154,60 Lm verbleibe9
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zu der noch die Nachzahlung aus der UV trete° Das

■echt der Beklagten, den ■ückforderungsanspruch mit

der Nachzahlung zu verrechnen, ergebasich aus 5 90

mKG„ Wenn schließlich die ßeklagte bei der Anpassung

nach dem 3° RAG und der Berechnung der sich daraus

ergebenden Nachzahlung die zwischenzeitlich einge—

tretene Erhöhung der Unfallrente berücksichtigt habe9

so handele es sich dabei nicht um eine ■ückforderung

zuviel gezahlter Rentenbeträge, sondern um die er—

forderlich gewordene Neufeststellung einer Rente°

Das LSG hat die Revision zugelasseno Mit der Kevi-
sion rügt der Kläger die Nichtanwendung des 9 75

Abs° 4 KKG° Da er — Kläger — erst im Juni 1961 die
rüökwirkend vom 13° Oktober 1960 an erhöhte Unfall-

rente erhalten habe, könne das erhöhte nuhen nicht

schon vorher eingetreten sein; er habe auch erst

mit Zugang des Bescheides der BBG vom 26° April

1961 Kenntnis von der Erhöhung der Unfallrente er—
halten°

Der Kläger beantragt;‘

unter Aufhebung der angefochtenen

Entscheidung die Berufung der Be—

klagten gegen das Urteil des öozial-

gorichts Gelsenkirchen vom 220 Feb-

ruar 1963 zurückzuweiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

1i
Sie hält das angefochtene Urteil für richtig°

II

Die devision ist nicht begründet„
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Bei der Prüfung, ob die mit der Klage angefochtenen

Bescheide rechtswidrig sind9 ist zu trennen zwischen

den rückwirkenden Neufeststellungen der hentenhöhe

und der Durchführung der Abrechnungo

Das teilweise ■uhen einer knappschaftlichen dente

beim Zusammentreffen mit einer Verletztenrente aus
der gesetzlichen UV tritt nach @ 75 nbs° 1 RKG kraft

Gesetzes ein; der hierüber zu erteilende Bescheid hat

nur deklaratorische bedeutung° Bei rückwirkender Ge—

währung einer Rente kann sie auch rückwirkend mit4‘

einer anderen Hente im Sinne der angeführten Vor—

schrift zusammentreffen; grundsätzlich tritt dann auch

das Kuhen rückwirkendeino Allerdings ist nach @ 75

Abs° 4 EKG die knappschaftliche mente unverkürzt bis

zum Ende des Monats zu gewähren, in dem die Verletzten—

rente aus der UV zum ersten Male ausgezahlt wirdo

Jedoch bezieht sich diese das duhen einschränkende

Vorschrift — wie der Senat im Anschluß an die decht—

sprechung des Reichsversicherungsemts bereits ent—

schieden hat (Sozh Nr„ 5 zu @ 75 AKG) — nicht auf
den Fall der ßrhöhung einer Verletztenrente, weil bei

einer Erhöhung die Unfallrente eben nicht "zum ersten

Mal ausgezahlt" wird und weil der Vertrauensschutz—

gedanke, der dieser Ausnahmcregelung zugrunde liegt,

eine Ausdehnung auf den Ball der Arhöhung nicht ge—
boten erscheinen läßt„ Hätte der Gesetzgeber diese

Sondernégelung auch auf den Fall der ■entenerhöhung
erstrecken wollen, so hätte er - angesichts der alten

Rechtsprechung — bei ihrer Übernahme in des seit 1957
geltende Kentenrecht den Wortlaut der Vorschrift ent-

sprechend ergänzt° Die Beklagte durfte daher wegen

der im Oktober 1960 wirksam gewordenen ßrhöhun_ der

Unfallrente die knappschaftliche üente gem° @@ 75

Abs° 1, 79 Abs° 1 EKG rückwirkendfür die Zeit vom
10 November 1960 an neu feststellenu Gleiches gilt
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für die rückwirkende Neuberechnung zum 1° Januar

1961 unter Berücksichtigung der Rentenanpassung

nach dem 3„ RAG einerseits und der weiteren Er—

höhung der Unfallrente nach dem 20 Vorschaltge—

setz andererseits° Wie der Senat bereits ent—

schieden hat (SozR Nr° 4 zu 5 75 nKG, 5° Aa 6),

steht @ 14 des 2° Vorschaltgesetzes der anwen—
dung der @@75, 76 RKG nicht entgegen, da er nur
die Anwendung der entsprechenden ■uhensvorschrif—

ten für die Rentenversicherungen der Arbeiter und

der Angestellten (95 1278, 1279nvo, @@55, 56 des
Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG—) ausschließt°

Es handelt sich dabei nicht um ein Redaktionsver—

sehen, vielmehr stellt die Nichtberücksichtigung

der Rentenerhöhung in der UV bei den Renten aus der

Rentenversicherung eine die Rentner begünstigende

Ausnahmeregelung dar, die der Gesetzgeber bewußt

nicht auf die knappschaftlichen Renten erstrecken

wollte° Da diese Renten anders berechnet werden

und regelmäßig wesentlich höher sind als die den—

ten der anderen Rentenversicherungszweige in sonst

gleichliegenden Fällen9 ist diese unterschiedliche

Behandlung auch sachlich vertretbar und keineswegs

willkürlich; sie verstößt daher nicht gegen den

allgemeinen G1eichbehandlungsgrundsatz°

Die knappschaftliche mente des Klägers ist daher

zu Mecht jeweils zum 1° November 1960 und zum

1„ Januar 1961 neu berechnet worden° Aber auch

die Abrechnung über den Zeitraum von November

1960 bis Juni 1961 ist — jedenfalls im nrgebnis —
nicht zu beanstanden„ Bei der von der Beklagten

angewandten Art der Abrechnung gleichen sich nach—

träglich festgestellte Überzahlungen mit nachträg—
lich festgestellten Unterzahlungén teilweiséaus0

Miergegen könnten deshalb Bedenken bestehen, weil
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_
der Versicherungsträger zwar das, was er zuwenig ge—
leistet hat, grundsätzlich nachzahlen muß9 aber das,

was er zuviel geleistet hat, nur unter besonderen

gesetzlichen Voraussetzungen zurückfordern darf„ Ob

diese Bedenken begründet sind, ob sich insbesondere

die Einschränkung der dückforderungsmöglichkeity““

auch auf einzelne Rechnungsposten der Gesamtabrecnnung

über eine und dieselbe Rente für einen zusammenhän—

genden Zeitraum erstreckt‚ kann jedoch im vorliegenden

-Fall dahinstehen„ Bei der nachträglichen Berechnung

der Rente für die Zeit vom 1° Januar 1961 an handelt

es sich, wie das LSG zutreffend erkannt hat? um eine
einheitliche Feststellung des monatlichen Rentenbe—

trages, nicht um eine Verrechnung verschiedener Be—

träge° Da die hiernach zu zahlende Rente für alle

Kalendermonate höher lag als der tatsächlich gezahlte

Betrag, kommt für diese Zeit eine Rückforoerung also

nicht in Betracht„

Dagegen ergab die nachträgliche Neuberechnung der

’Rente für die H0nate November und Dezember 1960 mit

dücksicht auf das erhöhte Ruhen eine Rente, die ge—

ringer war als der tatsächlich gezahlte Betrag„ Bei

getrennter Abrechnung hätte sich daher für diesen

Zeitraum eine Überzahlung ergeben; um die Höhe dieser

Überzahlung hat sich bei der Gesamtabrechnung der

Nachzahlungsbetrag für die beit von Januar bis Juni

1961 praktisch verringert° Das ist aber im Ergebnis

deshalb nicht zu beanstanden, weil die Beklagte die—

sen überzahlten Betrag zurückfordern und mit der Nach—

zahlung verrechnen durfte°

Nach der dechtsprechung des Senats richtet sich die
Rückforderung überzahlter Beträge auch dann nach

@ 93 Abs° 2 KKG idF des Kentenversicherungs—Anderungs—
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gesetzes vom 9° Juni 1965 (BGbl l 476), wenn der

Rückforderungsbescheid bereits vor ßrlaß dieses

Gesetzes ergangen ist (Soz■ Nr° 2 zu 5 93 RKG)„

Das LSG hat zutreffend festgestellt, daß die Vor—

aussetzungen für eine Rüdkforderung nach dieser

Vorschrif■'hier vorliegen, Weder trifft die Be—

klagte ein Verschulden an der Überzahlung noch

wird die wirtschaftliche Stellung des Klägers

durch die ohnehin nur geringe Verminderung der

ihm noch zustehenden Nachzahlung beeinträchtigt°

Auch die weitere Voraussetzung für die Rückfor—

derung, daß nänlich der Versicherte wußte oder

wissen mußte, daß ihm die Leistungen nicht in der

gewährten Höhe zustanden, ist erfüllt° Der Kläger

”mußte wissen", daß eine Erhöhung der ■ente aus

der UV kraft Gesetzes ein erhöhtes duhen seiner

knappsehaftlichen Rente bewirkte° Ein sicheres

"Wissen" von der ■rhöhung der Unfallrente konnte

er allerdings erst durch den Bescheid der BBG er—
langen und ”Wissenmüssen" setz ein "Wissenkönnen"

voraus° Da indessen die Erhöhung einer Unfallrente

nicht in das freie drmessen des Trägers der UV ge—

stellt ist, sondern beim Vorliegen der gesetzlichen

Voraussetzungen (hier der Verschlimmgrung einer

Berufskrankheit) gewährt werden muß, muß auch die

Kenntnis vom Vorliegen der ßrhöhungsvoraussetzungen
genügen, um das "Wissenmüssen" von den rechtlichen

Folgen zu begründen° Diese Kenntnis zum Vorliegen

der Anspruchsvoraussetzungen muß sich aber der-

jenige zurechnen lassen, der auf Grund entsprechen—

der Behauptungen, die sich dann auch als richtig

erweisen, einen Erhöhungsantrag stellt° uas be—

sondere erordernis des Wissens oder Hissenmüssens

von der Uberzahlung in 9 95 nbs° 2 EKG ist nur im
Schutz des Vertrauens auf die dichtigkeit der nen—
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tenhöhe begründet° Ein solches schutzwürdiges Ver—

trauen kann aber dann nicht mehr vorliegen, Wenn der

Versicherte selbst den begründeten Antrag auf Ar—
höhung der Parallelrente gestellt hat° Ua somit die

Rückforderung der in den Monaten November und Dezember

1960 geleisteten Überzablung Statthaft war, durfte

die Beklagte sie mit der Nachzahlung für die folgenden

Monate verrechnen (@ 90 RKG)„

Die Revision gegen das klagabweisende Urteil des LSG

war daher zurückzuweisen°

Die Kostentscheidungberuht aufj$ 193sGG„

Der Senat konnte im Einverständnis der Beteiligten

ohne mündliche Verhandlung entscheiden (9 124 nbs° 2

iVm@@153, 165SGG)„ .
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